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Ihr Antrag nach dem Informationsfreiheitsgesetz vom 14.04.2019

Sehr geehrter Herr Nährlich,

mit Ihrer E-Mail vom 14. April 2019 beantragen Sie auf Grundlage des

Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen

und Jugend (BMFSFJ) die Übersendung des aktuellen Satzungsentwurfs der geplanten

Deutschen Engagement-Stiftung (DES).

Ihrem Antrag kann nicht stattgegeben werden. Dennoch möchten wir gern nachfolgend Ihre

Anfrage beantworten.

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, bestehende Regelungen zum Ehrenamt zu

entbürokratisieren, die digitalen Kompetenzen zu stärken und konkrete Hilfestellungen für

eine entsprechende Organisationsentwicklung der Verbände, Vereine und Stiftungen zu

leisten. Welche konkreten Maßnahmen dafür zielführend sind, wird aktuell geprüft. Soweit in

dieser Hinsicht Vorarbeiten existieren, können diese nicht bekanntgegeben werden, da dies

den Erfolg der Entscheidung im Sinne des $ 4 Abs. 1 des Informationsfreiheitsgesetzes

vereiteln könnte. Aus diesem Grund ist die Zusendung eines Satzungsentwurfs nicht möglich.
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Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben

werden. Der Widerspruch ist beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und

Jugend, Glinkastraße 24, 10117 Berlin schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

or

Dr. Julia Kasselt


